


Vorwort 
Die vorliegende Fallsammlung ist für Studierende in den ersten Semestern ge-
dacht. Gerade in dieser Phase ist es wichtig, bei der Auswahl der Lernmaterialien 
den richtigen Weg einzuschlagen. Auch in den späteren Semestern und im Re-
ferendariat sollte man in den grundsätzlichen Problemfeldern sicher sein. Die es-
sentials sollte jeder kennen. 
 
Die Gefahr zu Beginn des Studiums liegt darin, den Stoff zu abstrakt zu erarbeiten. 
Nur ein problemorientiertes Lernen, d.h. ein Lernen am konkreten Fall, führt zum 
Erfolg. Das gilt für die kleinen Scheine / die Zwischenprüfung genauso wie für das 
Examen. In juristischen Klausuren wird nicht ein möglichst breites Wissen abge-
prüft, vielmehr steht der Umgang mit konkreten Problemen im Vordergrund. Nur 
wer gelernt hat, sich die Probleme des Falles aus dem Sachverhalt zu erschließen, 
schreibt die gute Klausur. Es geht darum, Probleme zu erkennen und zu lösen. 
Abstraktes anwendungsunspezifisches Wissen, sog. „Träges Wissen“, täuscht Si-
cherheit vor, schadet aber letztlich. 
 
Bei der Anwendung dieser Lernmethode sind wir Marktführer. Profitieren Sie von 
der über 44-jährigen Erfahrung des Juristischen Repetitoriums hemmer im Um-
gang mit Examensklausuren. Diese Erfahrung fließt in sämtliche Skripten des Ver-
lages ein. Das Repetitorium beschäftigt ausschließlich Spitzenjuristinnen und 
Spitzenjuristen, teilweise Landesbeste ihres Examenstermins. Die so erreichte 
Qualität in Unterricht und Skripten werden Sie anderswo vergeblich suchen. Lernen 
Sie mit den Profis! 
 
Ihre Aufgabe als Juristin oder Jurist wird es einmal sein, konkrete Fälle zu lösen. 
Diese Fähigkeit zu erwerben ist das Ziel einer guten juristischen Ausbildung. Nut-
zen Sie die Chance, diese Fähigkeit bereits zu Beginn Ihres Studiums zu trainieren. 
Erarbeiten Sie sich das notwendige Handwerkszeug anhand unserer Fälle. Sie 
werden feststellen: Wer Jura richtig lernt, dem macht es auch Spaß. Je mehr Sie 
verstehen, desto mehr Freude werden Sie haben, sich neue Probleme durch eigen-
ständiges Denken zu erarbeiten. Wir bieten Ihnen mit unserer juristischen Kompe-
tenz die notwendige Hilfestellung. 
 
Fallsammlungen gibt es viele. Die Auswahl des richtigen Lernmaterials ist jedoch der 
entscheidende Aspekt. Vertrauen Sie auf unsere Erfahrungen im Umgang mit Prü-
fungsklausuren. Unser Beruf ist es, alle klausurrelevanten Inhalte zusammenzutra-
gen und verständlich aufzubereiten. Prüfungsinhalte wiederholen sich. Wir vermitteln 
Ihnen das, worauf es in der Prüfung ankommt – verständlich – knapp – präzise. 
 
Achten Sie dabei insbesondere auf die richtige Formulierung. Jura ist eine Kunst-
sprache, die es zu beherrschen gilt. Abstrakte Floskeln, ausgedehnte Meinungs-
streitigkeiten sollten vermieden werden. Wir haben die Fälle daher bewusst kurz 
gehalten. Der Blick für das Wesentliche darf bei der Bearbeitung von Fällen nie ver-
loren gehen. 
 

Wir hoffen, Ihnen den Einstieg in das juristische Denken mit der vorliegenden Fall-
sammlung zu erleichtern und würden uns freuen, Sie auf Ihrem Weg in der Ausbil-
dung auch weiterhin begleiten zu dürfen. 

Karl-Edmund Hemmer & Achim Wüst 
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 DAS ERFOLGSPROGRAMM - IHR TRAINING FÜR KLAU-
SUR UND HAUSARBEIT 
Das Sachenrecht von den Profi s mit der jahrzehntelangen Unterrichtserfahrung als Repetitoren! Nur wer in Kenntnis der Prüfungs-
anforderungen sein Programm erstellt, weiß, worauf es in der Klausur ankommt. Zivilrecht besteht, öff entliches Recht vergeht! Dies 
gilt besonders für das Sachenrecht. Die klassischen Fälle muss man kennen. So sind der Besitzschutz, §§ 858 ff . BGB und § 1007 
BGB, die Übereignung nach §§ 929 ff . BGB (insbesondere die Sicherungsübereignung und der gutgläubige Erwerb), das Eigentü-
mer-Besitzer-Verhältnis, §§ 985 ff . BGB immer dankbar für eine Klausur oder Hausarbeit. Denken Sie frühzeitig an den Ersteller und 
Korrektor und überzeugen Sie ihn durch Ihre systematische Fallbearbeitung. Abstrakte Erörterungen bringen für ihre Klausur und 
Hausarbeit wenig. So sind auch ehemalige Kursteilnehmer inzwischen Professoren im Zivilrecht. Durch die ständige Diskussion mit 
unseren Kursteilnehmern wissen wir auch, wo es "hakt. Die Fallsammlung ist verständlich und knapp gehalten. Die Einordnung bietet 
einen Überblick über den jeweiligen Schwerpunkt des Falles. Die Gliederung ermöglicht die exakte Einordnung der Probleme in der 
Lösung. Die Lösung ist Formulierungsvorschlag für Ihre Klausur. Mit der Fallsammlung lernen Sie anwendungsspezifi sch. Vereinfa-
chen Sie sich auf diese Art das Sachenrecht.

Inhalt;

• Besitzschutz, §§ 1007, 858 ff . BGB

•  Übereignung beweglicher Sachen, § 929 ff . BGB

•  Eigentümer-Besitzerverhältnis, § 985 ff . BGB 

•  u.a.
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 KAPITEL I: BESITZSCHUTZ

 FALL 1: 

 Possessorische Besitzschutzansprüche (1)

Sachverhalt:
M hat von V für seinen Pkw eine Garage gemietet. D stellt seinen Pkw so vor der Garageneinfahrt ab, dass M nicht in die Garage 
einfahren kann.
Hat M gegen D einen Anspruch auf Entfernung des Pkw?
Abwandlung:
Frage: Ändert sich etwas, wenn V dem D das Parken vor der Garage gestattet hat?

I. Gliederung

1. Anspruch aus § 861 BGB

(-) da keine Besitzentziehung

2. Anspruch aus § 862 BGB

a) Unmittelbarer Besitz des M an der Garage (+)

b) Störung des Besitzes durch verbotene Eigenmacht: (+), Voraussetzungen des § 858 I BGB liegen vor

c) Ausschlusstatbestände nach §§ 862 II, 864 I, II BGB (-)

-> Anspruch (+)

3. §§ 823 I, 249 I BGB 

(+) da zumindest berechtigter Besitz als sonstiges Recht nach § 823 I BGB geschützt.

4. §§ 823 II, 858 I, 249 I BGB 

(+) da § 858 BGB nach h.M. Schutzgesetz

5. Ergebnis: 

Der Anspruch auf Entfernung besteht.

Abwandlung

Kein abweichendes Ergebnis, da das Vorliegen einer verbotenen Eigenmacht allein vom Willen des unmittelbaren Besitzers 
abhängt. Die „Gestattung“ wirkt auch nicht zu Lasten des M, so dass sich an der Widerrechtlichkeit i.S.d. § 858 I BGB nichts ändert.

II. Lösung

1. Anspruch des M gegen D auf Entfernung dessen Pkw aus § 861 I BGB

Ein Anspruch des M gegen D auf Entfernung des Pkw von der Garageneinfahrt könnte sich aus § 861 I BGB ergeben.
Das ist dann der Fall, wenn D dem M seinen Besitz durch verbotene Eigenmacht entzogen hätte. 

a) Besitzentziehung

Besitzentziehung bedeutet – im Unterschied zur Besitzstörung i.S.d. § 862 I BGB – die vollständige und dauerhafte Beseitigung des 
unmittelbaren Besitzes. 
Fraglich ist, ob diese vorliegend bejaht werden kann. In Betracht kommt insoweit sowohl die Besitzentziehung hinsichtlich der Garage 
als auch hinsichtlich des Pkw. 

aa) Garage 



Die Nutzung der Garage wurde durch das Zuparken der Einfahrt vollständig aufgehoben, so dass die Annahme einer Besitzentzie-
hung vertretbar erscheint. Allerdings ist die Besitzentziehung der schwerste Eingriff  in die Herrschaftsgewalt des Besitzers, alle unter 
dieser Schwelle liegenden Beeinträchtigungen sind Besitzstörungen. 
Daher erscheint es sachgerecht, hier nur vom Vorliegen einer Besitzstörung auszugehen; ein Öff nen der Garage, um Dinge dort zu 
lagern oder zu entfernen, bleibt möglich, so dass eine (vollständige) Entziehung nicht vorliegt.

bb) Pkw

Die Nutzungsmöglichkeit des Pkw wurde durch das Zuparken der Garage nicht vollständig aufgehoben. Vielmehr kann M sein Fahr-
zeug nach wie vor nutzen, nur die Möglichkeit des Parkens in der Garage bleibt ihm verwehrt. 

b) Ergebnis

Damit ist § 861 I BGB mangels Vorliegen einer Besitzentziehung nicht gegeben.

hemmer-Methode: Andere Ansicht gut vertretbar! Die Abgrenzung von § 861 BGB und § 862 BGB ist fl ießend. Beachten Sie 
jedoch, dass – bei Vorliegen der Voraussetzungen im Übrigen – sich der Anspruch jedenfalls aus § 862 BGB ergibt; halten 
Sie sich bei der Abgrenzung also nicht allzu lange auf!

2. Anspruch des M gegen D auf Entfernung des Pkw aus § 862 I BGB

Als Anspruchsgrundlage kommt jedoch § 862 I BGB in Betracht. Der Anspruch ist dann gegeben, wenn M in der Ausübung seines 
unmittelbaren Besitzes durch verbotene Eigenmacht des D gestört ist. 

a) Unmittelbarer Besitz des M

Obwohl § 862 I BGB nur von dem „Besitzer“ spricht, ist hiermit allein der unmittelbare Besitzer gemeint. Dies ergibt sich letztlich aus 
§ 869 BGB, der die §§ 861, 862 BGB auch dem mittelbaren Besitzer zuspricht, jedoch nur bei Vorliegen verbotener Eigenmacht 
gegenüber dem unmittelbaren Besitzer.
M übt an der Garage ein von einem Besitzwillen getragenes tatsächliches Herrschaftsverhältnis aus, ist also unmittelbarer Besitzer 
an der Garage.

hemmer-Methode: Auf eine Berechtigung zum Besitz kommt es nicht an! Die §§ 859 ff . BGB schützen die tatsächlichen 
Besitzverhältnisse. Dementsprechend kann der Störer die Besitzstörung nicht damit rechtfertigen, ihm stünde ein Recht 
zum Besitz zu, § 863 BGB. Nur bei einer prozessualen Geltendmachung kann dies gem. § 864 II BGB zum Erlöschen der 
§§ 861 ff . BGB führen. Da die §§ 861 ff . BGB vom Vorliegen eines Besitzrechtes unabhängig sind, spricht man auch von 
„possessorischen“ Ansprüchen. Den Gegensatz dazu bilden petitorische Ansprüche, die sich aus einem Recht zum Besitz 
ergeben (§ 1007 BGB).

b) Besitzstörung durch verbotene Eigenmacht

aa) Besitzstörung

Besitzstörung ist die Beeinträchtigung des unmittelbaren Besitzes in der Weise, dass der Besitzer in der Ausübung seines Herr-
schaftsrechts erheblich behindert wird. 
D hat vor der Garage des M geparkt. Dadurch wurde M in der Ausübung seiner Herrschaftsgewalt an der Garage erheblich behindert. 
Eine Besitzstörung i.S.d. § 862 BGB liegt vor.

hemmer-Methode: Eine Besitzstörung liegt nicht vor, wenn der Vermieter nach Beendigung des Mietverhältnisses die 
Versorgung der Räume mit Heizenergie unterbricht. Das gilt jedenfalls im Gewerbemietrecht. Für das Wohnraummietrecht 
hat der BGH dies ausdrücklich noch nicht entschieden, vgl. BGH, Life&LAW 2009, 593 ff . 
Ein wichtiges Urteil im Kontext des Mietrechts sei hier ebenfalls erwähnt. Wenn sich ein Mieter durch das Rauchen eines 
anderen Mieters (konkret: Rauch zieht von dessen Balkon nach oben in die Wohnung des „gestörten“ Mieters) belästigt 
fühlt, stellt sich die Frage, ob man sich direkt an den störenden Mieter wenden kann. Zu diesem besteht keine vertragliche 
Beziehung, so dass insbesondere an § 862 BGB zu denken ist. Für die Frage eines Anspruchs aus § 862 BGB stellt der 
BGH auf die zu § 906 BGB entwickelten Grundsätze ab, d.h. darauf, ob eine wesentliche Beeinträchtigung vorliegt. Eine 



pauschale Beantwortung der Frage, ob ein Anspruch aus § 862 BGB besteht, ist daher nicht möglich. Vielmehr müssen die 
Umstände des Einzelfalls herangezogen werden. 
Dazu gehört auch, dass der gestörte Mieter in gewissem Umfang Rücksicht auf das Rauchbedürfnis des störenden Mieters 
nehmen muss, BGH, Life&LAW 2015, 486 ff .

bb) Verbotene Eigenmacht, § 858 BGB

Diese müsste D durch verbotene Eigenmacht bewirkt haben. 
Der Begriff  der verbotenen Eigenmacht ist in § 858 I BGB defi niert. Voraussetzung ist eine Besitzbeeinträchtigung des unmittelbaren 
Besitzers ohne dessen Willen, die auch nicht durch Gesetz gestattet und damit widerrechtlich ist. 
Die Besitzstörung durch D erfolgte durch das Parken vor der Garage ohne den Willen des unmittelbaren Besitzers M; ein Handeln 
gegen den Willen des M ist nicht erforderlich. 
Gesetzliche Gestattungen sind nicht ersichtlich.
Damit hat D den M durch verbotene Eigenmacht in seinem Besitz an der Garage gestört.

hemmer-Methode: Stünde der Pkw des M in der Garage, könnte direkt auf die Besitzstörung am Pkw abgestellt werden. Denn 
durch das Zuparken wird das Fahren mit dem Pkw unmöglich gemacht und damit die Herrschaftsgewalt am Pkw erheblich 
beeinträchtigt.
Das „Nicht-Einfahren-Können“ in die Garage ist demgegenüber keine Besitzstörung am Pkw; das Fahren auf einem be-
stimmten Weg oder zu einem bestimmten Zielort wird vom Besitzschutz nicht erfasst.

c) Ausschlusstatbestände, § 862 II BGB

§ 862 II BGB ist nicht einschlägig, da M gegenüber D nicht i.S.d. § 858 II BGB fehlerhaft besitzt: Weder er noch ein Rechtsvorgänger 
haben gegenüber D bzgl. der Garage verbotene Eigenmacht verübt.
Die Jahresfrist des § 864 I BGB ist nicht abgelaufen; eine prozessuale Geltendmachung von Besitzrechten durch D i.S.d. § 864 II BGB 
ist nicht erfolgt.

hemmer-Methode: Dies nur der Vollständigkeit halber. An § 862 II BGB sollten Sie ebenso wie an § 861 II BGB denken, wenn 
der Anspruchsteller auf „nicht ganz sauberem Wege“ in den Besitz der Sache gekommen ist. 
So ist der Student, der das ihm gestohlene Fahrrad in der Stadt entdeckt und „zurückstiehlt“ wegen § 861 II BGB keinem 
Anspruch aus § 861 BGB ausgesetzt: 
Der Besitz des Diebes war gegenüber dem „Störer“ fehlerhaft, § 858 II S. 1 BGB!
Hatte der Dieb die Sache einem Dritten weiterverkauft, so besitzt dieser nur bei Bösgläubigkeit fehlerhaft, § 858 II S. 2 Alt. 2 
BGB. Jedoch kann der Student einen Herausgabeanspruch des Dritten aus § 861 BGB abwenden, in dem er sein Eigentum 
als Besitzrecht nach § 864 II BGB klageweise geltend macht.

3. Anspruch des M gegen D auf Entfernung des Pkw aus §§ 823 I, 249 I BGB

a) Rechtsgutsverletzung

Fraglich ist welches Rechtsgut des M verletzt wurde. 
Durch das Verhalten des D wurde der Besitz des M an der Garage beeinträchtigt. Da M lediglich Mieter und nicht Eigentümer des 
Grundstücks ist, liegt eine Rechtsgutsverletzung nur dann vor, wenn es sich beim Besitz um ein geschütztes Recht i.S.v. § 823 BGB 
handelt. 
Der Besitz ist nicht im Katalog des § 823 I BGB aufgezählt. 
Er könnte aber ein sonstiges Recht i.S.d. § 823 BGB sein. Sonstige Rechte genießen dann den Schutz des § 823 I BGB, wenn sie 
ähnlich wie Eigentum absolut wirken. Sonstige Rechte müssen demnach eigentumsähnlich sein, also eine Nutzungs- und eine Aus-
schlussfunktion aufweisen (vgl. § 903 BGB). 
Dies ist in jedem Fall beim berechtigten Besitz des M zu bejahen. Er kann Dritte von der Nutzung ausschließen (§§ 859 ff . BGB); 
aufgrund seines Besitzrechts aus dem Mietvertrag steht ihm die Nutzung an der Garage zu.

b) Verletzungshandlung, Kausalität, Verschulden, Rechtswidrigkeit



Die Verletzungshandlung des D liegt in dem Parken vor der Garage. Durch das Parken vor der Garageneinfahrt hat D den Besitz des 
M beeinträchtigt. Da von einem zumindest fahrlässigen und rechtswidrigen Verhalten des D auszugehen ist, ist der Haftungstatbe-
stand des § 823 I BGB gegeben.

hemmer-Methode: Die Rechtswidrigkeit wird bei unmittelbaren Eingriff en grds. indiziert. Sie ist also zu bejahen, es sei denn 
es liegen Rechtfertigungsgründe vor. Eine Rechtfertigung läge hier vor, wenn ein Notstand gem. § 904 BGB einschlägig 
wäre, so z.B. für einen Arzt, wenn dieser im Einsatz die Einfahrt zuparkt. 
Anderes gilt bei den sog. Rahmenrechten (Allgemeines Persönlichkeitsrecht, Recht am eingerichteten und ausgeübten 
Gewerbebetrieb), bei denen die Rechtswidrigkeit stets positiv festgestellt werden muss.

c) Schaden

Der zu ersetzende Schaden ist die noch andauernde Besitzbeeinträchtigung. Nach § 249 I BGB hat M gegen D einen Anspruch, den 
Schaden zu beseitigen, sog. Naturalrestitution. Dies geschieht durch Entfernen des Pkw von der Einfahrt.

d) Ergebnis

Damit besteht der fragliche Anspruch auch nach §§ 823 I, 249 I BGB.

hemmer-Methode: Um Missverständnissen vorzubeugen: Entgegen dem üblichen Sprachgebrauch ist Schadensersatz 
keinesfalls nur auf Geld gerichtet! Schaden ist jeder „Nachteil im Recht“, also auch eine Besitzbeeinträchtigung. 
Schadensersatz ist vorrangig durch Beseitigung des Schadens zu leisten, § 249 I BGB; nur wenn dies nicht möglich oder 
unzumutbar ist, kommt Geldersatz nach § 251 BGB in Betracht (sog. Schadenskompensation).

4. Anspruch des M gegen D auf Entfernung des Pkw aus §§ 823 II, 858 I, 249 I BGB

Nach h.M. stellt § 858 I BGB ein Schutzgesetz im Sinne des § 823 II BGB dar, so dass der Anspruch auf Entfernung auch auf diese 
Anspruchsgrundlage gestützt werden kann.

hemmer-Methode: Diese h.M. ist nicht ganz unproblematisch. Denn während bei § 823 I BGB nach h.M. nur der berechtigte 
Besitz als sonstiges Recht anerkannt ist (s.o.), schützt § 858 I BGB die tatsächliche Sachherrschaft, so dass über § 823 II 
BGB doch jeglicher Besitz deliktisch geschützt wird. Der BGH diskutiert diesen Aspekt aber gar nicht, sondern geht ganz 
selbstverständlich vom Schutzgesetzcharakter des § 858 I BGB aus.

5. Endergebnis

Also kann M von D Entfernung dessen Pkw von der Garageneinfahrt verlangen.

III. Lösung Abwandlung

Am gefundenen Ergebnis ändert sich nichts. Denn die Gestattung lässt die von D verübte verbotene Eigenmacht nicht entfallen: Nur 
ein Einverständnis des gestörten unmittelbaren Besitzers kann dazu führen, dass die Beeinträchtigung nicht mehr ohne seinen Willen 
i.S.v. § 858 I BGB erfolgt. Ein Ausschluss der Widerrechtlichkeit kommt nur bei gesetzlicher, nicht bei privater Gestattung in Betracht. 
Daran ändert auch die u.U. bestehende Gutgläubigkeit nichts. Verbotene Eigenmacht setzt kein Verschulden voraus.

IV. Zusammenfassung

Voraussetzungen des Anspruchs aus § 862 BGB

• Anspruchsteller ist unmittelbarer Besitzer

• Besitzstörung durch verbotene Eigenmacht, § 858 I BGB 

• Anspruchsgegner ist Störer 



hemmer-Methode: Der Fall zeigt, dass Besitzschutz nicht nur über die spezielle Systematik der §§ 858 ff . BGB, sondern 
auch über deliktische Ansprüche gewährt wird. Beachten Sie, dass der Schwerpunkt der Klausur ganz einfach in das 
Deliktsrecht verschoben werden kann. Wie wäre der Fall zu lösen, wenn es nicht um die Entfernung selbst ginge, die M 
begehrt, sondern darum, ob M, wenn er den Wagen des D abschleppen lässt, Ersatz der entsprechenden Kosten verlangen 
könnte. Die Ansprüche aus §§ 861 f. versagen hier, weil sie nicht auf Ersatz gerichtet sind. Im Rahmen der deliktischen 
Ansprüche ist auf der Rechtsfolgenseite dann an § 251 I BGB zu denken, so dass Ersatz grundsätzlich verlangt werden 
könnte. Die Problematik liegt dann darin zu prüfen, ob die Kosten für das Abschleppen dem D zurechenbar sind. Der BGH 
bejaht dies, weil der M sich herausgefordert fühlen darf, den Wagen abschleppen zu lassen. Auch ein Verstoß gegen die 
Schadensgeringhaltungsobliegenheit gem. § 254 II S. 1 BGB liegt nicht vor, wenn die Ausübung des Selbsthilferechts 
im Einzelfall verhältnismäßig war, d.h. wenn das Abschleppen geboten war (z.B. nicht, wenn Aufenthaltsort des Störers 
bekannt), vgl. zur Fundstelle den Vertiefungshinweis.

V. Zur Vertiefung

• Hemmer/Wüst, SachenR I, Rn. 192 ff ., 218 ff .

• Zur Ersatzfähigkeit der Abschleppkosten: BGH, Life&LAW 2009, 511 ff .; 2012, 853 ff . Der BGH stellt hier auf §§ 823 II, 858 
BGB ab. Auch § 823 I BGB wegen Eigentumsverletzung bzw. wegen Verletzung des berechtigten Besitzes als sonstigem 
Recht kommt in Betracht. Eine weitere denkbare Anspruchsgrundlage im Falle des Abschleppens ist die GoA, §§ 677, 683, 
670 BGB, BGH, Life&LAW 2016, 457 ff . Diese AGL wird insbesondere dann relevant, wenn sich der Fahrer nicht ermitteln lässt 
und der Anspruch gegen den Halter des Kfz geltend gemacht werden soll. Gegen den Halter kommt nur eine verschuldens-
unabhängige Anspruchsgrundlage in Betracht, was bei §§ 683, 670 BGB der Fall ist! Vgl. zusammenfassend den Aufsatz von 
Tyroller in Life Law 04/2024, 264 ff .

• Zur Besitzstörung durch Rauchen eines Mieters BGH, Life&LAW 2015, 486 ff .


